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Die Zuger Staatswirtschafts-
kommission (Stawiko) fordert
vom Kantonsrat die Einsetzung
einer Parlamentarischen Unter-
suchungskommission. Der
Grund: Hinweise auf mögliche
Missstände in der Verwaltung
und die Weigerung der Regie-
rung, bei der Aufklärung mitzu-
wirken.

Die Staatswirtschaftskommission
desZugerKantonsratshat inder ver-
gangenen Woche an einer Medien-
konferenz über einen ungewöhn-
lich gravierenden Schritt infor-
miert: Sie beantragt offiziell beim
KantonsratdieEinsetzungeinerPar-
lamentarischen Untersuchungs-
kommission (PUK). Der Entscheid
wurde am 26. Mai einstimmig ge-
fällt. Grund für diesen Schritt ist der
Verdacht auf Unregelmässigkeiten
bei Inspektionen des Grundbuch-
undNotariatsinspektorats (GBNI) in
den Gemeinden Oberägeri und Un-
terägeri sowie das Verhalten der Re-
gierung, die seither jede Aufklärung
aktiv blockiere.

Weitere Verdachtsmomente
Bereits im August 2024 gingen bei
der Stawiko zwei formelle Aufsichts-
anzeigenein.DarinwurdenVorwür-
fe laut, dass bei Inspektionen im Zu-
sammenhang mit Beurkundungen
in Oberägeri nicht rechtskonform
vorgegangen worden sei. Zudem
wurden Hinweise auf Druckaus-
übung innerhalb der Direktion des
Innern laut – sowohl gegenüber ei-
ner inzwischen ausgeschiedenen
Mitarbeiterin des GBNI als auch ge-
genüber einem Anwalt, der zu den
Vorgängen recherchiert hatte und
daraufhin von der DI bei der kanto-
nalen Aufsichtskommission für An-
wälte verzeigt wurde. Weitere Ver-
dachtsmomente betreffen die Wie-
dereinsetzung eines Willensvoll-
streckers sowiedenVorwurf derVer-
fahrensverschleppung.
Trotz mehrfacher Aufforderungen
habe die Regierung sämtliche Mit-
wirkungsangebote ausgeschlagen,
sodieStawiko.Weder seimanzuGe-
sprächen bereit gewesen, noch ha-
be man Akten zur Verfügung ge-
stellt oder auf Sachfragen reagiert.
Stattdessen berufe sich die Regie-
rung auf eine angeblich fehlende

Kompetenz der Stawiko – eine Ar-
gumentation, die laut der Kommis-
sion durch externe rechtliche Gut-
achten klar widerlegt wurde. Diese
systematische Verweigerungshal-
tung der Exekutive stelle einenmas-
siven Eingriff in die parlamentari-
sche Oberaufsicht dar und könne so
nicht akzeptiert werden.
Mit der Forderung nach einer PUK
will die Stawiko nun sicherstellen,
dass die offenen Fragen unabhän-
gig und umfassend geklärt werden.
Eine solche Kommission ist mit er-
weiterten Kompetenzen ausgestat-
tet und kannnicht nur Behörden zur
Kooperation zwingen, sondern auch
selbstständig Unterlagen einfor-
dern und Befragungen durchfüh-
ren. Die geplante Kommission soll
parteipolitisch ausgewogen zusam-
mengesetzt sein und aus 15 Mitglie-
dern bestehen.
DieStawikoselbstwirdnurdannver-
treten sein, wenn dies ausdrücklich
vom Parlament gewünscht wird, um
möglicheBefangenheiten auszusch-
liessen.
Zu untersuchen sind unter ande-
rem die Rolle des Regierungsrats als
Ganzes, aber aucheinzelnerMitglie-
der der Exekutive. Auch der Um-
gangmitMitarbeitenden,die sich in-
tern kritisch geäussert haben, steht
zur Debatte. Dabei gehe es, so be-
tont die Stawiko an der Medienkon-

ferenz, nicht nur um mögliche Ein-
zelfehler, sondern um strukturelle
Fragen: Wie steht es um den Schutz
vonWhistleblowern in der kantona-
len Verwaltung? Wird berechtigte
Kritik unterdrückt? Und: Respek-
tiert die Regierung die Kontrollrech-
te des Parlaments?

Rechtlich legitimiertes
Instrument
DieKommissionmachtklar,dassdie
PUK kein politischer Akt der Oppo-
sition sei, sondern ein rechtlich le-
gitimiertes Instrument zur Wieder-
herstellung der Transparenz in ei-
nem zunehmend undurchsichtigen
Verwaltungskomplex. Die parla-
mentarische Kontrolle sei ein
Grundpfeiler der Gewaltentren-
nung – wenn diese nicht mehr ge-
währleistet sei, gerate das Vertrau-
en in das Funktionieren des Staates
ins Wanken.
Die nächsten Schritte liegen nun
beim Kantonsrat. Dieser muss dem
Antrag auf Einsetzung der PUK zu-
stimmen.
Der Regierungsrat seinerseits teilte
mit, dass er den Antrag der Stawiko
zur Einsetzung einer parlamentari-
schen Untersuchungskommission
zurKenntnis genommenhat.Erwird
sich am 25. Juni dazu äussern. Der
Antrag der Stawiko wird am 2. Juli
im Kantonsrat beraten.

Die Zuger Stawiko hat beim Kantonsrat die Einsetzung einer PUK beantragt. Grund
dafür sind Hinweise auf mögliche Unregelmässigkeiten bei Inspektionen des Grundbuch-
und Notariatsinspektorats in den Gemeinden Oberägeri und Unterägeri. Foto: RC

Stillstand und Mut-
losigkeit der Baudirekton
DerKantonZugplatzt ausallenNäh-
ten. Täglich staut sich der Verkehr
auf unseren Strassen, Lärm, Stress
und dicke Luft. Die Lebensqualität
leidet. Mit meiner Motion Verkerhs-
konzept habe ich die Regierung auf-
gefordert, endlich eine umfassende
Lösungen für unser Verkehrspro-
blem zu erarbeiten. Mein Vor-
schlag: Eine U-Bahn von Zug ins
Ägerital. Eine Vision für die Zu-
kunft, die unsere Mobilität nachhal-
tig sichert, ökologisch und ökono-
misch sinnvoll ist und den Kanton
Zug enorm entlasten würde. Was tut
der Regierungsrat? Nichts, schon
nach wenigen «pseudo» Workshops
heisst es «zu teuer». Der Regierungs-
rat schickt die zu viel eingenomme-
nen Millionen lieber nach Bern, als
im eigenen Kanton die Infrastruk-
tur auf Vordermann zu bringen.
Stattdessenwird vorgeschlagen, ein-
fach mehr Busse (Bus+) einzuset-
zen. Mehr Busse auf Strassen, die
jetzt schon verstopft sind? Das ist
nicht nur kurzsichtig, sondern gera-
dezu absurd! Der Baudirektor sollte
sich den Herausforderungen nicht
mit Mutlosigkeit und Tatenlosigkeit
stellen.Wir brauchenkeinehalbher-
zigen Massnahmen, die das Pro-
blem nur verlagern oder gar schlim-
mer machen. Es ist ganz logisch,
wenn es oberirdisch keinen Platz
mehr gibt, muss der Verkehr eben
in den Boden. Wir brauchen eine
langfristige, tragfähige Lösung. Und
dieseLösungheisstU-Bahn.Siewür-
de Pendler schnell und effizient von
A nach B bringen und so tausende
Autofahrten von den Strassen verla-

gern. Dies bedeutet weniger Stau,
weniger Abgase und eine bessere
Luftqualität. Viel weniger Lärm, we-
niger Stress, dafür eine bessere Le-
bensqualität. Eine moderne Infra-
struktur ist entscheidend für die Le-
bensqualität im Kanton Zug. Der
Einwand, es sei zu teuer, ist vorge-
schoben. Ja, eine U-Bahn ist eine In-
vestition. Aber es ist eine Investiti-
on inunsereZukunft.Was kostet uns
der Stillstand, die verlorene Zeit im
Stau, die sinkende Lebensqualität?
Langfristig wird uns das Untätigblei-
benderBaudirektionwesentlichteu-
rer zu stehen kommen. Andere Kan-
tone und Städte investieren massiv
in ihre Infrastruktur – warum nicht
auch Zug?

Thomas Werner
Kantonsrat

SVP Unterägeri
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POLITIK
Ein Update für unsere
Zukunft
Die wirtschaftlichen, politischen
und rechtlichen Beziehungen zwi-
schen der Schweiz und Europa ha-
ben eine lange Geschichte. Sie rei-
chen weit über 50 Jahre zurück: mit
dem Beitritt der Schweiz in den Eu-
roparat 1963 und dem Freihandels-
abkommen von 1972. Der enge Aus-
tausch und die stabile Zusammen-
arbeit mit unseren europäischen
Partnern haben sich immer be-
währt – nicht zuletzt wirtschaftlich.
Aber auch bewährte Partnerschaf-
ten müssen ab und an weiterent-
wickelt und erneuert werden – so
derzeit zwischen der Schweiz und
der EU. Mit den Bilateralen III hat
das Schweizer Verhandlungsteam
ein hervorragendes Ergebnis er-
zielt. Hier einige Beispiele aus dem
ausgehandelten Vertragspaket: Das
aktualisierteAbkommenüberdiege-
genseitige Anerkennung von Kon-
formitätsbewertungen erleichtert
die Zulassung von Schweizer Pro-
dukten in der EU. Das neue Strom-
abkommen stärkt unsere Versor-
gungssicherheit. Die dynamische
Rechtsübernahme sichert der
SchweizneuMitsprachebeiderWei-
terentwicklung von EU-Recht. Wir
erhalten wieder Zugang zu wichti-
gen EU-Programmen, etwa in der
Forschung. Ein gemeinsames
Schiedsgericht sorgt für faire und
transparente Streitbeilegungen und
für Rechtssicherheit. Und wie ge-
wohnt konnte die Schweiz zahlrei-
che Ausnahmen durchsetzen – ganz
im Sinne unseres Sonderwegs.
Die Gegner und Gegnerinnen des
Vertragspakets verzerren die Vortei-
le ganz bewusst und schüren mit
grossen Schlagwörtern wie «Neutra-
lität» und «Souveränität» unbegrün-
dete Ängste. Ihr Ziel: Die Beziehun-
gen zur EU zu kappen. Ohne die nun

ausgehandelten Erneuerungen ist
unser Zugang zum europäischen
Binnenmarktnichtgesichert–derbi-
lateraleWegwürde schleichendwei-
ter erodieren. Die Folgen wären fa-
tal. Grosse Zuger Arbeitgeber könn-
ten Marktzulassungen verlieren, bis
zu 40 Prozent der Fachkräfte in Spi-
tälern würden fehlen, der Innovati-
onsstandort Zug hätte keinen Zu-
gang mehr zu europäischen For-
schungsprogrammenunddieBevöl-
kerung würde Einkommensverluste
erfahren.
Denmeistenvonunsdürfteklar sein,
dass stabile und langfristig gesicher-
te Beziehungen zu unseren direk-
ten Nachbarn fürWohlstand und Si-
cherheit weiterhin unverzichtbar
sind. Es ist an der Zeit, Farbe zu be-
kennen – für die Schweiz, für Euro-
pa und für eine lebenswerte Zu-
kunft. In diesen unberechenbaren
Zeiten ist dies wichtiger denn je.

Elaine Schnider
Co-Präsidentin GLP Cham
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WWZ startet weitere Etappe
im Fernwärmeausbau
Der Wärmeverbund Ennetsee
ist ein zukunftsweisendes
Projekt zur Versorgung weiter
Teile des gleichnamigen
Gebiets im Kanton Zug mit
CO₂-freier Wärmeenergie. Mit
dem Fernwärmeausbau in
Cham ersetzt WWZ ab dem
30. Juni 2025 auch alte Strom-,
Gas- und Wasserleitungen. Die
Hauptarbeiten werden während
der Sommerferien ausgeführt.

Der Bau des ersten grösseren Teil-
stücks für das Fernwärmeverteil-
netz inChamstartet aufderKnonau-
erstrasse. Die Fernwärmeleitung
verläuft ab dem Gebiet des Kreisels
Teuflibach innerhalb der Knonauer-
und Neudorfstrasse bis vor die Zu-
gerstrasse.DiegeplanteFernwärme-
leitung versorgt zukünftig mehrere
Liegenschaften über eine zentrale
Verteilleitung. Die Bauarbeiten er-
folgen inmehrerenBauetappen,wo-

bei sich jeweils zwei Bauetappen
überschneiden. Der Verkehr wird
mittels Lichtsignalanlage im Ein-
spurbetrieb an der Baustelle vorbei-
geführt. Bis im Winter 2026 wird die
Fernwärmeleitung fertiggestellt. Der
Einbau der Deckbeläge erfolgt zu ei-
nem späteren Zeitpunkt. Nach
der Inbetriebnahme der Umfah-
rung Cham-Hünenberg (UCH) 2027
kann WWZ die Fernwärmetrans-
portleitung im Zentrum von Cham
bauen und mit der Verteilleitung

Knonauer- und Neudorfstrasse zu-
sammenschliessen.

WWZ koordiniert Bauarbeiten
Gleichzeitig mit der Fernwärmelei-
tung erneuert WWZ in Cham auch
Strom-, Gas- und Wasserleitungen.
Mit dem Baustart auf der Knonau-
erstrasse beginnt zudem die Verle-
gungderneuenWasserleitung inder
Johannisstrasse. Die bestehende
Wasserleitung in der Johannisstras-
se hat in den letzten Jahren mehre-
re Leitungsbrüche erlitten und wird
deshalb ersetzt. Auf der Knonauer-
strasse erneuert WWZ ein Teilstück
der Gasleitung und der Wasserlei-
tung. Im Weiteren wird die Wasser-
leitung imunteren Teil der Neudorf-
strasse neu gebaut. Erforderlich sind
auchdiverseStrassenquerungenvon
Hausanschlussleitungen. Für die
ElektroversorgungsindzudemNetz-
ausbauten im Knoten Knonauer- /
Neudorfstrasse nötig. RED
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